Bremsenfallen

Seit Jahren werden im Handel sogenannte Bremsenfallen angeboten, siehe zum Beispiel hier: 

https://www.weidezaun.info/tiervertreiber/bremsenfallen-insektenabwehr/bremsenfallen-zubehoer.html?gclid=EAIaIQobChMIg_Tr6ur76QIVBc93Ch2wdgWGEAAYASAAEgIRIPD_BwE
Zumindest bei den Pferdehaltern wird dieses Angebot gut angenommen, diese Fallen sind inzwischen nicht selten auf Pferdekoppeln zu finden. 

Im Zusammenhang mit dem unübersehbaren Insektensterben wurden diese Fallen im Naturschutz kritisch gesehen, wird durch sie doch Biomasse aus der Natur entnommen und damit z.B. den Vogelarten der Viehweiden das Nahrungsangebot verringert. Zugleich aber hatte man natürlich auch Verständnis, den unstrittig vorhandenen Parasitendruck für die Haustiere zu mindern und die selektive Köderwirkung für Bremsen wurde, in Abwägung zwischen Naturschutz und Tierschutz, als notwendige Maßnahme gesehen, auch wenn es inzwischen andere, verträglichere Methoden zum Schutze der Nutztiere vor Bremsen gibt. 

Nun liegt die Publikation einer umfassenden wissenschaftlichen Untersuchung vor: 

Jäckel, N., M. Kraemer, B. Walter & H. Meinig (2020): „Bremsenfallen“ – ein überflüssiger (und wahrscheinlich illegaler) Beitrag zum Insektensterben. Natur und Landschaft 95 (3): 129-135. 

Die Ergebnisse erbringen wichtige Erkenntnisse: 

1. Die Fallen arbeiten keineswegs selektiv, sondern erfassen Arthropoden diverser Gruppen, darunter auch gefährdete und gesetzlich geschützte Arten. Beim Einsatz kommen große Individuenzahlen diverser Tiergruppen in der Falle um. 

2. Der eigentliche Zweck dieser Fallen, der Fang von an Weidetieren blutsaugenden Bremsen, wird dagegen nicht erreicht. Vielmehr ist davon auszugehen, dass der geringe Anteil von Pferdebremsen ein Zufallsfang ist. 

Die Bremsenfallen haben offensichtlich eine ähnliche Wirkung wie die in wissenschaftlichen Studien eingesetzten Malaise-Fallen. Während für letztere, trotz ihres Einsatzes für die Forschung, unstrittig artenschutzrechtliche Ausnahmegenehmigungen erforderlich sind, ist dieses bei den Bremsenfallen nach unserer Kenntnis nie in Erwägung gezogen worden. 

Rechtlich stellt sich die Situation nach unserer Auffassung wie folgt dar: 

Der Allgemeine Artenschutz laut § 39 Bundesnaturschutzgesetz (BNatschG) verbietet es, „wild lebende Tiere … ohne vernünftigen Grund zu fangen, zu verletzen oder zu töten“. Unter dem Vorbehalt, die Bremsenfallen arbeiten selektiv und fangen keine gemäß Bunderartenschutzverordnung (BartVO) geschützten Arten, wie eben Bremsen, ist aus Gründen des Tierwohles davon auszugehen, dass ein „vernünftiger Grund“ für den Einsatz dieser Fallen vorliegt. 

Dieser „vernünftige Grund“ ist aber nachweislich nicht gegeben, da die Fallen eben ihren Zweck nicht erfüllen. 

Die Studie zeigt, dass die Bremsenfallen unselektiv in nicht unerheblichem Maße auch gesetzlich geschützte Arten fangen. Damit liegt ein Verbotstatbestand gemäß § 44 BNatschG vor. Dies trifft aber nicht für die Landwirtschaftliche Bodennutzung vor, wenn sie der guten fachlichen Praxis entspricht. 

Hier ergeben sich zwei kritische Punkte: 

Für den Einsatz in der Landwirtschaft müssen die Anforderungen der guten fachlichen Praxis vorliegen, damit nicht gegen die Zugriffsverbote des § 44 BNatschG verstoßen wird (§ 44 Abs.4 BNatschG). Der Einsatz einer Bremsenfalle, welche ihren vorgegebenen Zweck, nämlich den Wegfang von Pferdebremsen zum Zwecke des Tierwohles der Nutztiere gar nicht erfüllen kann, kann sicherlich nicht mit guter fachlicher Praxis begründet werden. 

Hinzu kommt, dass der Einsatz bei der Pferdehaltung in der Regel nicht der Landwirtschaft dient, sondern es sich weitgehend um Hobbytierhaltung handelt. Nur in wenigen Ausnahmen, vor allem der Pferdezucht, ist von einer landwirtschaftlichen Nutzung überhaupt auszugehen. Die gute fachliche Praxis der Landwirtschaft greift hier also sowieso nicht. 

Zusammenfassung: Der Einsatz von sogenannten Bremsenfallen erfüllt nicht seinen vorgegebenen Zweck. Er verstößt gegen das Bundesnaturschutzgesetz, stellt keine gute fachliche Praxis der Landwirtschaft dar und dient nicht dem Tierschutz. Zumindest der Einsatz dieser Fallen bedarf einer artenschutzrechtlichen Ausnahme, für die wir keine Rechtsgrundlage sehen (siehe § 4 Abs. 3 BartVO). 
